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Anleitung und Kontrolle der Untersuchungsorgane 
durch den Staatsanwalt bei der Untersuchung 
strafbarer Verstöße gegen Arbeitsschutzbestimmungen

Den nachfolgenden Darlegungen liegen Untersuchun­
gen über Straftaten auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes 
in der Industrie in den Bezirken Leipzig und Karl-Marx- 
Stadt zugrunde. Wegen ihrer Besonderheit wurden 
strafrechtlich relevante Verstöße gegen Bestimmungen 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes auf den Gebieten 
des Bergbaues, der Landwirtschaft und des Verkehrs 
nicht in die Untersuchungen mit einbezogen. Die Ergeb­
nisse der Untersuchungen veranlassen uns, besonders 
die Staatsanwälte auf einige Probleme hinzuweisen, 
die bei der Untersuchung und Bekämpfung strafbarer 
Handlungen auf dem Gebiet des Gesundheits- und Ar­
beitsschutzes zu beachten sind.
In der staatsanwaltschaftlichen Tätigkeit gibt es gute 
Beispiele für die Durchsetzung des Rechtspflegeerlasses. 
Durch die unmittelbare Zusammenarbeit mit dem 
Untersuchungsorgan und den Arbeitsschutzinspektoren 
am Unfallort werden sofort konkrete Maßnahmen für 
die Ermittlungen Unter Einbeziehung gesellschaftlicher 
Kräfte festgelegt. Dadurch wird eine umfassende, kon­
zentrierte Ermittlungstätigkeit erreicht.
Alis sich z. B. an einer noch im Aufbau befindlichen voll­
automatischen Presse ein Unfall mit Todesfolge ereig­
nete, begab sich der Staatsanwalt sofort zur Unfall­
stelle und übernahm die Leitung der Ermittlungen. Er 
veranlaßte, daß diese Ermittlungen verantwortlich vom 
Untersudlungsorgan durchgeführt und der Arbeits­
schutzinspektor sowie der Inspektor der technischen 
Überwachung hinzugezogen wurden. Der Staatsanwalt 
gab aber nicht nur Hinweise, sondern beteiligte sich 
selbst an den Ermittlungen. Die Werktätigen, insbeson­
dere die Mitglieder der Arbeitsschutzkommission des 
Betriebes, wurden einbezogen. Nach Abschluß der 
ersten Ermittlungen veranlaßte der Staatsanwalt eine 
gemeinsame Beratung mit dem Arbeitsschutzinspektor 
und dem Inspektor der technischen Überwachung, in 
der festgelegt wurde, worauf sich die weiteren Ermitt­
lungen zu konzentrieren hatten und über welche Pro­
bleme ein technisches Gutachten beizuziehen war. Auch 
in der Folgezeit informierte sich der Staatsanwalt regel­
mäßig über den Stand der Ermittlungen und gab wei­
tere Hinweise.. Durch die gute Leitung der Ermittlun­
gen und die regelmäßige Kontrolle konnte das Ver­
fahren bereits nach kurzer Zeit gründlich aufgeklärt 
und zum Abschluß gebracht werden.
Solche Beispiele einer gründlichen Arbeitsweise waren 
in beiden Bezirken festz'ustellen. Die Analyse der Ver­
fahren zeigt aber auch, daß nicht in jedem Verfahren 
so gearbeitet wird.

Zur Anzeigenaufnahme und -bearbcitung
Die Anweisung Nr. 3 63 des Generalstaatsanwalts der 
DDR über die Anleitung und Kontrolle der Unter­
suchungsorgane durch die Staatsanwaltschaft vom 
10. Juni 1963 wird noch nicht genügend durchgesetzt. 
Die Staatsanwälte wirken noch unzureichend darauf 
ein, daß bei Arbeitsunfällen mit Todesfolge oder bei 
besonders schwerem Personen- und Sachschaden das 
Untersuchungsorgan sofort in eigener Verantwortung 
die Ermittlungen aufnimmt. Das liegt u. a. daran, daß 
bei Staatsanwälten und Angehörigen der Unter- 
suchungsorgane Unklarheiten über die. Abgrenzung 
ihrer Tätigkeit von der der Arbeitsschutzinspektoren 
bestehen. Das führte zu folgender falscher Praxis:

— Den Arbeitsschutzinspektoren werden überwiegend 
die ersten Ermittlungen überlassen, auch wenn be­
reits der Verdacht einer Straftat vorliegt und dem­
zufolge das Untersuchungsorgan sofort mit den Er­
mittlungen beginnen müßte.

— Das Untersuchungsorgan beginnt erst dann mit den 
eigenen Ermittlungen, wenn von der Arbeitsschutz­
inspektion ein Abschlußbericht über ihre Ermitt­
lungsergebnisse vorliegt.

— Vom Untersuchungsorgan wird zwar ein Ermitt­
lungsverfahren eingeleitet, und es werden auch erste 
Vernehmungen durchgeführt. Dann wird jedoch die 
weitere Bearbeitung unterbrochen und diese der Ar­
beitsschutzinspektion übertragen.

Diese Praxis führte zur Verzögerung in der Anzeigen­
aufnahme, teilweise bis zu drei Monaten nach dem 
Arbeitsunfall.
Die Staatsanwälte haben darauf zu achten, daß bei Mas­
senunfällen und bei Arbeitsunfällen mit Katastrophen­
charakter, Todesfolge oder besonders schwerem Per­
sonen- oder Sachschaden die Mitteilung hierüber vom 
Untersuchungsorgan als Anzeige aufgenommen wird, 
da der Verdacht einer Straftat (fährlässige Tötung, Kör­
perverletzung, Brandstiftung,Wirtschaftsvergehen) nicht 
ausgeschlossen ist. Der Staatsanwalt hat grundsätzlich 
bei derartigen Ereignissen die ersten Ermittlungen am 
Unfallort zu leiten und während der Ermittlungen dem 
Untersuchungsorgan Anleitung zu geben.
Das Untersuchungsorgan hat die Untersuchung sofort 
aufzunehmen und in eigener Verantwortung durchzu­
führen. Eine Übertragung der Untersuchung an andere 
Organe — insbesondere an die Arbeitsschutzinspektion— 
zu Beginn oder während der Ermittlungen ist ungesetz­
lich, soweit sie nicht nach § 99 StPO erfolgt. Die ge­
werkschaftlichen Kontrollorgane, insbesondere die Ar­
beitsschutzinspektoren, sind vom Beginn der Ermitt­
lungen an als Sachkundige ah den Untersuchungen zu 
beteiligen. Soweit erforderlich, sind auch Mitarbeiter 
der technischen Überwachung und anderer staatlicher 
Kontrollorgane in die Ermittlungen einzubeziehen. 
Ergibt die Prüfung des Sachverhalts, daß der Verdacht 
einer Straftat nicht vorliegt, so ist der Vorgang unter 
Darlegung der Gründe der zuständigen Arbeitsschutz­
inspektion zu übergeben. Mit dieser Entscheidung geht 
die Verantwortung für die weitere Untersuchung des 
Arbeitsunfalles auf die Arbeitsschutzinspektion über.

Zur Einleitung des Ermittlungsverfahrens
Erhebliche Unzulänglichkeiten gibt es noch bei der Ein­
leitung von Ermittlungsverfahren. Im Bezirk Karl- 
Marx-Stadt bestand die Tendenz, daß in der Regel das 
Untersuchungsorgan erst dann tätig wurde, wenn der 
Staatsanwalt selbst ein Ermittlungsverfahren eingeleitet 
oder die Weisung dazu gegeben hatte. Das führte dazu, 
daß das Untersuchungsorgan in mehreren Fällen die 
Arbeit überhaupt nicht aufnahm, sondern die Entschei­
dung des Staatsanwalts abwartete, obwohl es sich nicht 
um leitende Funktionäre im Sinne der Anweisung 
Nr. 3,63 des Generalstaatsanwalts handelte. Der Staats­
anwalt nahm damit dem Untersuchungsorgan die Ver­
antwortung für die Einleitung des Ermittlungsverfah­
rens ab.
Vielfach wurde auch dann, wenn das Ermittlungsergeb­
nis der Arbeitsschutzinspektion vorlag — auf diese
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